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Sachgebiet 613 


Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates über die zolltarifliche Behandlung 
von Waren, welche Reisende in den Verkaufsstellen der Flughäfen sowie in 
Flugzeugen, auf Schiffen oder Luftkissenfahrzeugen erwerben, die zwischen zwei 
oder mehreren Mitgiiedstaaten verkehren 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Gemeinschaft, insbesondere auf Artikel 28 
und 43, 

gestützt auf den Verordnungsentwurf der Kommis- 
sion, nach Stellungnahme des Europäischen Parla- 
ments, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Insoweit für Waren, die die Voraussetzungen der 
Artikel 9 und 10 des Vertrages nicht erfüllen, eine 
Abgabenbefreiung nicht ausdrücklich vorgesehen ist, 
können diese im Gebiet der Gemeinschaft nur nach 
Entrichtung der Zölle, Abgaben gleicher Wirkung 
und Abschöpfungen verbraucht werden. 

Es ist zu verhindern, daß Reisende, die sich auf 
dem Luft- oder Seeweg von einem Mitgliedstaat in 
einen anderen begeben, Waren, die die Vorausset- 
zungen der Artikel 9 und 10 des Vertrages nicht er- 
füllen, unter Befreiung von Zöllen, Abgaben glei- 
cher Wirkung und Abschöpfungen erwerben können. 

Zu diesem Zweck sind die Voraussetzungen fest- 
zulegen, unter denen diese Waren in den unter Zoll- 
aufsicht stehenden Verkaufsstellen der Flughäfen 
sowie an Bord von Flugzeugen sowie von in der 
Seeschiffahrt eingesetzten Schiffen und Luftkissen- 
fahrzeugen verkauft werden können. Ferner sind die 
Bestimmungen für Waren festzusetzen, die im per- 
sönlichen Gepäck von Reisenden enthalten sind, die 
mit Flugzeugen, Schiffen oder Luftkissenfahrzeugen 
ankommen, welche zwischen zwei oder mehreren 
Mitgliedstaaten mit Zwischenlandungen in einem 
oder mehreren Drittländern verkehren. 


Es erscheint gerechtfertigt, die Möglichkeit zuzu- 
lassen, während der Reise an Bord von Flugzeugen 
sowie Schiffen oder Luftkissenfahrzeugen im Seever- 
kehr begrenzte Mengen von Lebensmitteln, Ge- 
tränken und Tabakwaren zu verbrauchen, die die 
Voraussetzungen der Artikel 9 und 10 des Vertra- 
ges nicht erfüllen. Es ist jedoch dafür Sorge zu tra- 
gen, daß die an Bord verbrachten Warenmengen 
den voraussichtlichen Bedarf der Reisenden und des 
Bedienungspersonals während der gesamten Dauer 
der Reise nicht überschreiten - 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 
Artikel 1 

Der Verkauf von Waren, welche die Voraussetzun- 
gen der Artikel 9 und 10 des EWG-Vertrages nicht 
erfüllen, ist in den unter Zollaufsicht stehenden Ver- 
kaufstellen der Flughäfen nur an Reisende gestat- 
tet, die bereit zur Abreise und mit einem auf ihren 
Namen ausgestellten Flugschein versehen sind, in 
dem als nächster Bestimmungsort ein außerhalb der 
Gemeinschaft gelegener Flughafen angegeben ist. 

Als nächster Bestimmungsort gilt der Flughafen, auf 
dem der Reisende nach den Angaben des Flugschei- 
nes das Flugzeug sowie den unter Zollaufsicht ste- 
henden Raum dieses Flughafens verlassen darf. 

Artikel 2 

Vorbehaltlich der Bestimmungen des Artikels 3 dür- 
fen 

— an Bord von Flugzeugen, die ausschließlich zwi- 
schen zwei oder mehreren Flughäfen in verschie- 
denen Mitgliedstaaten direkt verkehren. 
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— an Bord von Schiffen und Luftkissenfahrzeugen, 
die ausschließlich zwischen zwei oder mehreren 
Häfen in verschiedenen Mitgliedstaaten direkt 
verkehren, 

nur Waren, welche die Voraussetzungen der Artikel 
9 und 10 des Vertrages erfüllen, verkauft werden. 

Artikel 3 

1. Bordvorräte, welche die Voraussetzungen der 
Artikel 9 und 10 des Vertrages nicht erfüllen, und 
bestimmt sind 

— für Flugzeuge, die ausschließlich einen Direkt- 
flug zwischen zwei oder mehreren in verschie- 
denen Mitgliedstaaten gelegenen Flughäfen 
durchführen, 

— für Schiffe oder Luftkissenfahrzeuge, die aus- 
schließlich eine direkte Verbindung über die 
Hochsee zwischen zwei oder mehreren in ver- 
schiedenen Mitgliedstaaten gelegenen Häfen her- 
steilen, 

sind von Zöllen, Abgaben gleicher Wirkung und Ab- 
schöpfungen befreit, sofern die in Absatz 2 festge- 
legten Voraussetzungen erfüllt sind. 

2. a) Als Bordvorräte gelten nur Lebensmittel, Ge- 
tränke und Tabak waren; 

b) diese Waren müssen dazu bestimmt sein, gegen 
Entgelt oder unentgeltlich den Passagieren oder der 
Besatzung zum unmittelbaren Verbrauch an Bord 
angeboten zu werden; 

c) die an Bord genommenen Mengen dürfen den 
voraussichtlichen Bedarf der Passagiere und des Be- 
dienungspersonals während der Dauer der Reise 
nicht überschreiten. 


3. Die Bestimmungen der Absätze 1 und 2 finden 
keine Anwendung 

— auf Schiffe einschließlich Sportschiffe 

ohne entgeltlichen Passagierverkehr, und die 
nicht zu Zwecken des Handels, der Industrie oder 
der Fischerei verwendet werden, 

— auf Flugzeuge ohne entgeltlichen Passagierver- 
kehr, und die nicht zu Zwecken dos Handels der 
Industrie oder der Landwirtschaft verwendet wer- 
den. 

Artikel 4 

Wenn ein Flugzeug, ein Schiff oder ein Luftkissen- 
fahrzeug, die zwischen zwei oder mehreren Mit- 
gliedstaaten verkehren, im Verlauf ihrer Reise in 
einem Drittland zwischenlanden, gelten die in Titel 1 
der Verordnung (EWG) Nr. 1544/69 des Rates vom 
23. Juli 1969 über die zolltarifliche Behandlung von 
Waren, die im persönlichen Gepäck von Reisenden 
eingeführt werden vorgesehenen Beschränkungen 
für die Waren, die im persönlichen Gepäck der mit 
diesem Flugzeug, Schiff oder Luftkissenfahrzeug an- 
kommenden Reisenden enthalten sind. 

Diese Beschränkungen gelten jedoch nicht für Wa- 
ren, für die die Beteiligten den Nachweis erbringen, 
daß sie die Voraussetzungen der Artikel 9 und 10 
des EWG-Vertrages erfüllen. 

Artikel 5 

Diese Verordnung tritt am 1. Januar 1973 in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 

1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 191 
vom 5. August 1969, S. 1 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Bundeskanzlers vom 
1. Dezember 1972- 1/4 (IV/1) - 680 70 - E - Wa 13/72: 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemein- 
schaften vom 16. November 1972 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften über- 
mittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirtschafts- und Sozialausschusses zu dem genannten 
Kommissionsvorschlag ist vorgesehen. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat ist noch nicht abzusehen. 
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Begründung 


Die Errichtung des Gemeinsamen Zolltarifs hat zur 
Folge, daß - sofern nicht eine abweichende Regelung 
geschaffen wird - Waren, welche die Voraussetzun- 
gen der Artikel 9 und 10 des Vertrages erfüllen, im 
Zollgebiet der Gemeinschaft nur in den freien Ver- 
kehr gelangen können, wenn die für sie in diesem 
Zolltarif vorgesehenen Zölle entrichtet sind. 

Der vorliegende Verordnungs Vorschlag soll die Ein- 
haltung dieses Grundsatzes gewährleisten, indem er 
zugleich die erforderlichen Ausnahmeregelungen er- 
läßt, damit Reisende, die Zugang zu den Verkaufs- 
stellen der Flughäfen haben oder sich an Bord der 
im Seeverkehr eingesetzten Schiffe oder Luftkissen- 
fahrzeuge befinden, zollfreie Waren nur unter be- 
stimmten Voraussetzungen erwerben können. Diese 
Voraussetzungen sind folgende: 

a) in den unter Zollaufsicht stehenden Verkaufs- 
kontoren der Flughäfen dürfen von Zöllen, Ab- 
gaben gleicher Wirkung und Abschöpfungen be- 
freite Waren nur die abreisebereiten Reisenden 
erwerben, die im Besitz eines auf ihren Namen 
ausgestellten Flugscheines sind, auf dem als un- 
mittelbarer Bestimmungsort ein außerhalb der 
Gemeinschaft gelegener Flughafen angegeben 
ist; 

b) an Bord von Flugzeugen, Schiffen oder Luftkis- 
senfahrzeugen, die ausschließlich zwischen zwei 
oder mehreren in verschiedenen Mitgliedstaaten 
gelegenen Häfen verkehren, ist der Verkauf von 
Waren, die von Zöllen, Abgaben gleicher Wir- 
kung und Abschöpfungen befreit sind, in allen 
Fällen untersagt, in denen diese Waren nicht die 
Merkmale von Bordvorräten im Sinne des nach- 
folgenden Absatzes c) besitzen. 

c) hinsichtlich Bordvorräten 

— soweit es sich um Flugzeuge handelt, die aus- 
schließlich einen Direktflug zwischen zwei 


oder mehreren in verschiedenen Mitgliedstaa- 
ten gelegenen Flughäfen durchführen; 

— soweit es sich um Schiffe oder Luftkissenfahr- 
zeuge handelt, die ausschließlich eine direkte 
Seeverbindung über die Hochsee zwischen 
zwei oder mehreren in verschiedenen Mit- 
gliedstaaten gelegenen Häfen hersteilen, 

sind von Zöllen, Abgaben gleicher Wirkung und 
Abschöpfungen befreit lediglich: Lebensmittel, 
Getränke und Tabakwaren, die zum Verbrauch 
an Ort und Stelle durch Passagiere und Bedie- 
nungspersonal innerhalb der zur Deckung ihres 
Bedarfs erforderlichen Grenzen bestimmt sind. 

Der vorliegende Verordnungsvorschlag setzt fer- 
ner Regelungen für Waren fest, die sich im persön- 
lichen Gepäck der mit Flugzeugen oder im Seever- 
kehr eingesetzten Schiffen oder mit Luftkissenfahr- 
zeugen ankommenden Reisenden befinden, wenn die 
Reise nicht unmittelbar von einem Mitgliedstaat zum 
anderen führt, sondern eine Zwischenlandung in 
einem Drittland stattgefunden hat. 

Die Bestimmungen dieses Verordnungsvorschlages 
ergänzen für den Zollbereich die von der Kommis- 
sion dem Rat bereits vorgeschlagenen Maßnahmen 
bezüglich der Harmonisierung der Rechts- und Ver- 
waltungsvorschriften über Umsatz- und Verbrauch- 
steuern, die im Reiseverkehr erhoben werden. 

Dieser Verordnungsentwurf, der auf die Artikel 28 
und 43 des EWG-Vertrages gestützt ist, erfordert die 
Stellungnahme des Europäischen Parlamentes. Es ist 
wünschenswert, auch den Wirtschafts- und Sozial- 
ausschuß zu diesen Bestimmungen anzuhören. 
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